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Schafft eine Kapitalgesellschaft eine Immobilie an (oder errich-
tet diese) und vermietet diese an ihren Gesellschafter, so prüft 
die Finanz regelmäßig, ob diese Vorgänge auch einem Fremd-
vergleich standhalten. Ist dies nicht gegeben, so kann unter 
anderem eine steuerpflichtige verdeckte Gewinnausschüttung 
beim Gesellschafter festgestellt werden.

Das Bundesministerium für Finanzen hat nun auf Basis einiger 
Urteile des Verwaltungsgerichtshofes seine Rechtsansicht zu 
dieser Thematik in einer eigenen Information veröffentlicht. 
Im Folgenden finden Sie einige wesentliche Aussagen dieser 
BMF-Info zur Vorgangsweise der Finanz bei der Prüfung, ob 
eine verdeckte Gewinnausschüttung vorliegt.

Voraussetzung für eine verdeckte Ausschüttung ist, dass die 
Vereinbarung über die Nutzungsüberlassung einem Fremd-
vergleich nicht standhält. Der Fremdvergleich richtet sich nun 

danach, ob es für ein Mietobjekt in der gegebenen Bauart, 
Größe und Ausstattung einen funktionierenden Mietenmarkt 
gibt. Es stellt sich die Frage, ob ein wirtschaftlich agieren-
der, (nur) am Mietertrag interessierter Investor, Objekte ver-
gleichbarer Gediegenheit und Exklusivität (mit vergleichba-
ren Kosten) errichten und am Markt gewinnbringend vermie-
ten würde. Den Nachweis für das Vorliegen eines funktionie-
renden Mietenmarktes hat der Steuerpflichtige zu erbringen.

Liegt ein funktionierender Mietenmarkt vor und wird die 
Marktmiete vom Gesellschafter bezahlt, dann liegt keine ver-
deckte Ausschüttung vor. Wird vom Gesellschafter weniger 
Miete bezahlt, so wird eine verdeckte Ausschüttung bis zur 
Marktmiete festgestellt.

Liegt kein funktionierender Mietenmarkt vor, so erfolgt eine 
Prüfung anhand abstrakter Renditeberechnungen. 
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Wann liegt bei Vermietung einer Immobilie an einen 
Gesellschafter eine verdeckte Gewinnausschüttung vor?
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Sind Geschäftsessen 
steuerlich absetzbar?

Nähere Informationen dazu  

finden Sie auf Seite 3.
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Muss man in Österreich auch ohne 
Wohnsitz Steuern zahlen?

Hat man in Österreich einen Wohnsitz 
oder einen gewöhnlichen Aufenthalt, so 
ist man unbeschränkt steuerpflichtig. 
Ist eine natürliche Person unbeschränkt 
steuerpflichtig in Österreich, so muss 
diese Person grundsätzlich alle ihre in- 
und ausländischen Einkünfte (Weltein-
kommen) der österreichischen Einkom-
mensteuer unterwerfen. 

Beschränkt steuerpflichtig sind Perso-
nen, die zwar in Österreich bestimme  
Einkünfte erzielen, aber in Öster-
reich weder ihren Wohnsitz noch ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt haben.

Die beschränkte Steuerpflicht erstreckt 
sich nur auf bestimmte, im Einkom-
mensteuergesetz ausdrücklich aufge-
zählte Einkünfte. Hier ist in der Regel 
ein Bezug zum Inland erforderlich. So 
sind beispielsweise (unvollständige Aus-
wahl) Einkünfte aus einem Gewerbebe-
trieb, für den im Inland eine Betriebs-
stätte unterhalten wird, die Vermietung 
einer in Österreich gelegenen Ferien-
wohnung oder grundsätzlich auch Ein-

künfte aus nichtselbständiger Arbeit 
(unter bestimmten Voraussetzungen), 
die im Inland ausgeübt wird, beschränkt 
steuerpflichtig.

Wann hat man nun in Österreich einen 
Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt?
Verfügt man im Bundesgebiet über eine 
Wohnung, die man selbst auch länger-
fristig als solche nutzt, so hat man einen 
Wohnsitz. Die Wohnung muss dabei 
nicht der Hauptwohnsitz sein, muss aber 
zum Wohnen auch tatsächlich geeig-
net sein. Die Nutzung muss dabei nicht 
ununterbrochen aber zumindest wie-
derkehrend sein. Laut Zweitwohnsitz-
verordnung wird für bestimmte Abga-
bepflichtige in der Regel ein Wohnsitz 
nur dann begründet, wenn die inländi-
sche Wohnung an mehr als 70 Tagen 
benutzt wird.

Personen, die sich in Österreich für län-
gere Zeit aufhalten, also z. B. nicht nur 
hier auf Urlaub sind, können in Österreich 
einen gewöhnlichen Aufenthalt haben. 
Hält man sich in Österreich sechs Monate 
oder länger auf, so begründet man rück-
wirkend einen gewöhnlichen Aufenthalt. 
Die Staatsbürgerschaft der Person ist für 
diese Beurteilung irrelevant.

Für die Steuerpflicht ist neben den 
Bestimmungen des Einkommensteuer-
gesetzes das jeweils mit dem ausländi-
schen Staat abgeschlossene Doppelbe-
steuerungsabkommen und eine umfang-
reiche Rechtsprechung zu beachten. 
Für beschränkt Steuerpflichtige gelten 
besondere Bestimmungen zur Berech-
nung der Steuer.  
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Dabei wird eine Renditemiete in Höhe 
von in der Regel 3 - 5 % der Anschaf-
fungs- bzw. Herstellkosten berech-
net. Entspricht nun die bezahlte Miete 
der Renditemiete, so liegt keine ver-
deckte Ausschüttung vor. Wird weni-
ger bezahlt, so wird wiederum eine ver-
deckte Ausschüttung bis zur Rendite-
miete festgestellt.

Die BMF-Info führt weiters detailliert 
aus, wann ein funktionierender Mieten-

markt vorliegt und verlangt unter ande-
rem den Nachweis, dass sich der Steuer-
pflichtige wie ein ökonomisch agieren-
der Investor verhält.

Zudem wird auch auf die umsatzsteuer-
liche Beurteilung und die Anwendung 
auf Privatstiftungen eingegangen. 

Eine individuelle Beratung bei diesem 
komplexen Thema ist jedenfalls erfor-
derlich. 

Ist ein Unternehmer selbst oder 
seine Dienstnehmer nicht nur in 
Österreich tätig, so werden die 
sozialversicherungsrechtlichen 
Auswirkungen durch diverse 
gesetzliche Bestimmungen und 
EU-Verordnungen umfangreich 
und komplex geregelt. 

In diesem Artikel soll nur darauf 
aufmerksam gemacht werden, 
dass für jede grenzüberschrei-
tende Tätigkeit eines Arbeit-
nehmers aber auch für jene des 
Unternehmers selbst innerhalb 
der EU/EWR und der Schweiz 
beim zuständigen Krankenversi-
cherungsträger die Ausstellung 
eines Formulars A1 zu beantra-
gen ist. Der Krankenversiche-
rungsträger bescheinigt darauf-
hin, welche nationalen Rechts-
vorschriften auf die jeweilige 
Person anzuwenden sind. Diese 
A1-Bescheinigung ist im Ausland 
immer mitzuführen, andernfalls 
drohen dem Arbeitgeber bzw. 
dem Unternehmer empfindliche 
Sanktionen und Bußgelder.

Im Sozialversicherungsrecht gibt 
es keine Unterscheidung zwi-
schen einer Entsendung und 
einer Dienstreise. Für jede noch 
so kurze Dienstreise, wie z. B. für 
die Teilnahme an Konferenzen 
oder Seminaren, ist daher das 
Mitführen der A1-Bescheinigung 
notwendig.

Arbeitgeber können die Beschei-
nigungen für ihre Dienstnehmer 
grundsätzlich elektronisch mit-
tels der ELDA-Software bei der 
Gebietskrankenkasse und für sich 
selbst mittels eines Onlineformu-
lars bei der SVA beantragen.

A1-BESCHEINIGUNG BEI 
DIENSTREISEN IN DIE  
EU/EWR/SCHWEIZ 
NICHT VERGESSEN!
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Unser Team . Ihr Erfolg!
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Gesellschafter-Geschäftsführer fallen 
in der Regel mit ihren Einkünften  
steuerlich entweder unter die Ein-
künfte aus selbständiger oder nicht-
selbständiger Arbeit, sozialversiche-
rungsrechtlich entweder unter die 
ASVG- oder GSVG Versicherung. Ganz 
wesentlich ist dies vom Beteiligungs-
ausmaß abhängig, wobei für Steuer-
zwecke und Sozialversicherungsrecht 
unterschiedliche Grenzen gelten. 

Bei einer Beteiligung von mehr als 
25 % handelt es sich steuerlich um eine 
„wesentliche Beteiligung“. Die Ein-
künfte des Gesellschafter-Geschäfts-
führers sind dann bei den Einkünf-

ten aus selbständiger Arbeit zu erfas-
sen. Liegt das Beteiligungsausmaß bei 
höchstens 25 %, so zählen die Ein-
künfte aus der Geschäftsführertätig-
keit des Geschäftsführers in aller Regel 
zu den Einkünften aus nichtselbstän-
diger Arbeit.

Grundsätzlich gilt für Gesellschafter-
Geschäftsführer sozialversicherungs-
rechtlich Folgendes:
Lohnsteuerpflichtige Gesellschafter-
Geschäftsführer bis 25 % Beteiligung 
sind als Dienstnehmer nach dem ASVG 
pflichtversichert. Bei einem Dienstver-
hältnis mit Beteiligung über 25 % bis 
unter 50 % besteht je nach Gestal-

tung des Dienstvertrags eine Pflicht-
versicherung nach dem ASVG oder 
GSVG. Hier ist auch wesentlich, ob 
der Gesellschafter eine Sperrminorität 
besitzt. Ab 50 % Beteiligung besteht 
eine Pflichtversicherung nach GSVG. 

Neben diesen grundsätzlichen Aus-
sagen gibt es eine Reihe von Sonder-
fällen. Auch ist auf die Besteuerung 
und die anfallenden Sozialversiche-
rungsabgaben bei Ausschüttungen 
zu achten. Die steuer- und sozialver-
sicherungsrechtliche optimale Gestal-
tung von Bezügen von Gesellschaf-
ter-Geschäftsführern erfordert daher 
jedenfalls eine individuelle Beratung.

WIE SIND BEZÜGE VON GESELLSCHAFTERN-GESCHÄFTSFÜHRERN STEUER-  
UND SOZIALVERSICHERUNGSRECHTLICH EINZUORDNEN?

Bei der Abzugsfähigkeit von Bewir-
tungskosten gilt es, Ertragsteuerrecht 
und Umsatzsteuerrecht auseinanderzu-
halten. Im Umsatzsteuerrecht steht ent-
weder der volle Vorsteuerabzug zu oder 
keiner. Ertragsteuerlich müssen Bewir-
tungskosten aufgeteilt werden in jene, 
die:

 • zur Gänze abzugsfähig sind
 • zur Hälfte abgezogen werden dürfen
 • zur Gänze nicht abgezogen werden 
dürfen

Umsatzsteuerrecht

Grundsätzlich sind alle Geschäftses-
sen voll vorsteuerabzugsfähig, sofern 
sie der Werbung dienen und die betrieb-
liche und berufliche Veranlassung weit 

überwiegt. Den Beweis, dass diese Vor-
aussetzungen vorliegen, muss der  
Steuerpflichtige für jede einzelne Ausgabe 
erbringen (Dokumentation erforderlich!). 

Ertragssteuerrecht

Aufwendungen oder Ausgaben anläss-
lich der Bewirtung von Geschäftsfreun-
den sind grundsätzlich nicht abzugs-
fähige Repräsentationsaufwendungen. 
Weist man nach, dass die Bewirtung der 
Werbung dient und die betriebliche oder 
berufliche Veranlassung weitaus über-
wiegt, können derartige Ausgaben zu 
50 % abgezogen werden. Die Einkom-
mensteuerrichtlinien (EStR) kennen 
zudem auch Bewirtungen ohne Reprä-
sentationskomponente (voll abzugs-
fähig).

Voll abzugsfähig sind Aufwendungen 
für Bewirtungen laut EStR in denen die 
Bewirtung

 • einen Leistungsinhalt darstellt, wie 
z. B. Verpflegungskosten bei Schulun-
gen, wenn die Kosten bereits im Schu-
lungspreis enthalten waren

 • einen Entgeltcharakter hat, wie z. B. 
wenn ein Journalist einen Informan-
ten bewirtet. Als Gegenleistung für 
die Bewirtung erhält der Journalist 
wichtige Informationen zum Schrei-
ben eines Artikels

 • (nahezu) keine Repräsentationskom-
ponente enthält, wie beispielsweise 
bei einer einfachen Essenseinladung 
auf Verkaufsveranstaltungen zum 
Zweck der Produktpräsentation.

50 % der Aufwendungen können bei 
werbewirksamen Betriebsaufwendun-
gen abgezogen werden, wenn die Re-
präsentationskomponente nur eine un-
tergeordnete Rolle spielt, wie z. B. bei 
einem Arbeitsessen im Vorfeld eines 
konkret angestrebten Geschäftsab-
schlusses. 

Ertragssteuerlich zur Gänze nicht ab-
zugsfähig sind alle Bewirtungen, die 
hauptsächlich aus Repräsentationsgrün-
den stattfinden, wie beispielsweise ein 
Arbeitsessen nach einem Geschäftsab-
schluss. 

Wie sind Geschäftsessen steuerlich abzugsfähig?
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Muss man in Österreich auch ohne 
Wohnsitz Steuern zahlen?

Hat man in Österreich einen Wohnsitz 
oder einen gewöhnlichen Aufenthalt, so 
ist man unbeschränkt steuerpflichtig. 
Ist eine natürliche Person unbeschränkt 
steuerpflichtig in Österreich, so muss 
diese Person grundsätzlich alle ihre in- 
und ausländischen Einkünfte (Weltein-
kommen) der österreichischen Einkom-
mensteuer unterwerfen. 

Beschränkt steuerpflichtig sind Perso-
nen, die zwar in Österreich bestimme  
Einkünfte erzielen, aber in Öster-
reich weder ihren Wohnsitz noch ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt haben.

Die beschränkte Steuerpflicht erstreckt 
sich nur auf bestimmte, im Einkom-
mensteuergesetz ausdrücklich aufge-
zählte Einkünfte. Hier ist in der Regel 
ein Bezug zum Inland erforderlich. So 
sind beispielsweise (unvollständige Aus-
wahl) Einkünfte aus einem Gewerbebe-
trieb, für den im Inland eine Betriebs-
stätte unterhalten wird, die Vermietung 
einer in Österreich gelegenen Ferien-
wohnung oder grundsätzlich auch Ein-

künfte aus nichtselbständiger Arbeit 
(unter bestimmten Voraussetzungen), 
die im Inland ausgeübt wird, beschränkt 
steuerpflichtig.

Wann hat man nun in Österreich einen 
Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt?
Verfügt man im Bundesgebiet über eine 
Wohnung, die man selbst auch länger-
fristig als solche nutzt, so hat man einen 
Wohnsitz. Die Wohnung muss dabei 
nicht der Hauptwohnsitz sein, muss aber 
zum Wohnen auch tatsächlich geeig-
net sein. Die Nutzung muss dabei nicht 
ununterbrochen aber zumindest wie-
derkehrend sein. Laut Zweitwohnsitz-
verordnung wird für bestimmte Abga-
bepflichtige in der Regel ein Wohnsitz 
nur dann begründet, wenn die inländi-
sche Wohnung an mehr als 70 Tagen 
benutzt wird.

Personen, die sich in Österreich für län-
gere Zeit aufhalten, also z. B. nicht nur 
hier auf Urlaub sind, können in Österreich 
einen gewöhnlichen Aufenthalt haben. 
Hält man sich in Österreich sechs Monate 
oder länger auf, so begründet man rück-
wirkend einen gewöhnlichen Aufenthalt. 
Die Staatsbürgerschaft der Person ist für 
diese Beurteilung irrelevant.

Für die Steuerpflicht ist neben den 
Bestimmungen des Einkommensteuer-
gesetzes das jeweils mit dem ausländi-
schen Staat abgeschlossene Doppelbe-
steuerungsabkommen und eine umfang-
reiche Rechtsprechung zu beachten. 
Für beschränkt Steuerpflichtige gelten 
besondere Bestimmungen zur Berech-
nung der Steuer.  
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Dabei wird eine Renditemiete in Höhe 
von in der Regel 3 - 5 % der Anschaf-
fungs- bzw. Herstellkosten berech-
net. Entspricht nun die bezahlte Miete 
der Renditemiete, so liegt keine ver-
deckte Ausschüttung vor. Wird weni-
ger bezahlt, so wird wiederum eine ver-
deckte Ausschüttung bis zur Rendite-
miete festgestellt.

Die BMF-Info führt weiters detailliert 
aus, wann ein funktionierender Mieten-

markt vorliegt und verlangt unter ande-
rem den Nachweis, dass sich der Steuer-
pflichtige wie ein ökonomisch agieren-
der Investor verhält.

Zudem wird auch auf die umsatzsteuer-
liche Beurteilung und die Anwendung 
auf Privatstiftungen eingegangen. 

Eine individuelle Beratung bei diesem 
komplexen Thema ist jedenfalls erfor-
derlich. 

Ist ein Unternehmer selbst oder 
seine Dienstnehmer nicht nur in 
Österreich tätig, so werden die 
sozialversicherungsrechtlichen 
Auswirkungen durch diverse 
gesetzliche Bestimmungen und 
EU-Verordnungen umfangreich 
und komplex geregelt. 

In diesem Artikel soll nur darauf 
aufmerksam gemacht werden, 
dass für jede grenzüberschrei-
tende Tätigkeit eines Arbeit-
nehmers aber auch für jene des 
Unternehmers selbst innerhalb 
der EU/EWR und der Schweiz 
beim zuständigen Krankenversi-
cherungsträger die Ausstellung 
eines Formulars A1 zu beantra-
gen ist. Der Krankenversiche-
rungsträger bescheinigt darauf-
hin, welche nationalen Rechts-
vorschriften auf die jeweilige 
Person anzuwenden sind. Diese 
A1-Bescheinigung ist im Ausland 
immer mitzuführen, andernfalls 
drohen dem Arbeitgeber bzw. 
dem Unternehmer empfindliche 
Sanktionen und Bußgelder.

Im Sozialversicherungsrecht gibt 
es keine Unterscheidung zwi-
schen einer Entsendung und 
einer Dienstreise. Für jede noch 
so kurze Dienstreise, wie z. B. für 
die Teilnahme an Konferenzen 
oder Seminaren, ist daher das 
Mitführen der A1-Bescheinigung 
notwendig.

Arbeitgeber können die Beschei-
nigungen für ihre Dienstnehmer 
grundsätzlich elektronisch mit-
tels der ELDA-Software bei der 
Gebietskrankenkasse und für sich 
selbst mittels eines Onlineformu-
lars bei der SVA beantragen.

A1-BESCHEINIGUNG BEI 
DIENSTREISEN IN DIE  
EU/EWR/SCHWEIZ 
NICHT VERGESSEN!
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Planen Sie jene Aufgaben, von denen Sie bereits wissen, 
dass diese während Ihres Urlaubes zur Erledigung anste-
hen. Verteilen Sie die Erledigung auf Ihre Mitarbeiter. Dies 
gelingt nur dann, wenn Ihre Mitarbeiter im Besitz aller 
notwendigen Informationen für diese Erledigung sind und 
Ihr Vertrauen genießen.
Wenn möglich suchen Sie für die Zeit Ihres Urlaubes eine 
Stellvertretung und klären Sie mit dieser Person Auf-
gaben, Vollmachten und Handlungsspielräume. Ihr Stell-
vertreter sollte Sie in definierten Notfällen kontaktieren 
können. Überlegen Sie auch, welchen Datenzugriff der 
Stellvertreter benötigt.
Informieren Sie rechtzeitig Ihre Mitarbeiter und aber auch 
bestimmte Geschäftspartner, wie z. B. wichtige Kunden, 
mit denen Sie persönlich laufend in Kontakt stehen, über 
Ihre Abwesenheit. So ist jeder darauf vorbereitet und 
wird verstehen, dass auch Sie als Unternehmer Erholung 
brauchen. In einer automatisierten Antwort auf einge-
hende E-Mails informieren Sie kurz über Ihre Abwesenheit 
(mit Angabe des Rückkehrdatums), geben die Kontakt- 
daten Ihrer Stellvertretung bekannt und dass Sie sich nach 
Ihrem Urlaub auch gerne wieder persönlich um das Anlie-
gen kümmern werden.
Überlegen Sie sich genau im Vorhinein, ob und wie Sie im 
Urlaub erreichbar sein wollen. Oft ist es nicht möglich, 
sich völlig abzukapseln. Legen Sie in diesem Fall zumin-
dest klare Regeln fest, damit die Erholung auch tatsäch-
lich eintritt.

WIE SIE AUCH ALS UNTERNEHMER 
ENTSPANNT IHREN URLAUB  
ANTRETEN KÖNNEN

Kontrollieren Sie den IBAN 
vor Ihrer nächsten Über-
weisung an das Finanzamt!

Seit dem Jahr 2013 wurde der Republik Österreich für den Kon-
tenkreis 5.xxx.xxx (Bundeskonten) die Bankleitzahl 01000 
und der BIC BUNDATWW zugewiesen.

Das Bundesministerium für Finanzen hat nun in einer Aussen-
dung an die Kammer der Steuerberater und Wirtschaftsprüfer 
darauf hingewiesen, dass noch immer eine nicht unerhebliche 
Anzahl von Überweisungen an das Finanzamt Konto mit „alter“ 
IBAN ATXX 6000 0000 05XX XXXX (BIC OPSKATWW) durch-
geführt werden. Bis dato hat die BAWAG P.S.K. diese Über-
weisungen trotzdem entgegengenommen und dem jeweiligen 
korrekten Konto gutgeschrieben.

Das BMF hat nun begonnen, der BAWAG P.S.K. stufenweise 
den Auftrag zu erteilen, die mit „alter“ IBAN ATXX 6000 0000 
05XX XXXX (BIC OPSKATWW) beauftragten Überweisun-
gen nicht mehr anzunehmen, sondern den Auftraggebern  
(Zahlungspflichtigen) mit dem Hinweis auf eine falsche IBAN 
rückzuleiten. Ab Anfang Juli 2019 sind von dieser Maßnahme 
auch Finanzamtskonten betroffen, somit werden auf die  
falsche IBAN angewiesene Einzahlungen rücküberwiesen.

Bitte kontrollieren Sie Überweisungen, Überweisungsvor-
lagen und Daueraufträge vor Ihrer nächsten Überweisung an 
das Finanzamt und verwenden Sie den aktuell gültigen IBAN. 
Sie vermeiden damit unnötige Rücküberweisungen, Säum-
niszuschläge und Mahnspesen. Die aktuelle Bankverbindung 
Ihres Finanzamts finden Sie unter https://service.bmf.gv.at/
service/anwend/behoerden/. 
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VERBRAUCHERPREISINDIZES

Monat Jahres-
inflation %

VPI 2015 
(2015=100)

VPI 2010
(2010=100)

Mai 2019 1,7 106,7 118,1

April 2019 1,7 106,5 117,9

März 2019 1,8 106,4 117,8

Fälligkeitsdatum 15. Juli 2019

USt, NoVA, WerbeAbg  für Mai 

L, DB, DZ, GKK, KommSt für Juni 
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